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anlievol{lo 8111120 April Im Namen des Volkes
1964 und an Prozd■ev° der
Revoßoklo am 100 April 1964

In Sachen
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‘ Beklagten und Revisionsklägers,

-gegen

0 o o o n o c o n o u ' o o u o ° ° 0 o a u u u o o

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 9‚ Senat des Bundessozialgerichts ohne münd—

>liche Verhandlung am 10„ März 1964 unter Mitwirkung

von

Senatspräsident ' Dr° W e 1 B
-;>, ,

als Vorsitzendem,

Bundesrichter
_ ; Dr° M a i s c h ' und

Bundesrichter S c h i n d l e r
als weiteren BerULgrichtern,

Bundeesozialrichter Dr° D e i t e r unK

Bundessozialrichterin B eyc k e r
als ehrenamtlichen Richtern

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision des Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Itzehoe vom30„ Mai 1963wird mit
der Maßgabe zurückgewiesen, daß der Beklagte verur—

teilt wird, das Bestattungsgeld nach dem Bundesver—
sorgungsgeset2

an den Ehemann der Klägerin‘W

B
_

in Kellinghusen zu zahlem

Der Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlicher
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.

Von Rechts wegen°
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G r ü n d e___—«___- „..—.....—

Die Mutter der Klägerin bezog Witwenrente nach dem Bundesver—
sorgungsgesetz (BVG)° Sie verstarb am_28° März 1962„ Die Be—

stattungskosten (703 DM) bezahlte der Ehemann der Klägerin°

Die Klägerin beantragte Bestattungsgeld nach dem BVG und gab

an, das Ausgleichsamt zahle ein Sterbegeld von 300 DM„ Im Be—

.scheid vom 16° April 1962 bewilligte das VersorgungSamt Be:

stattungsgeld von 250 DM und rechnete darauf das vom Aus—

(“gleichsamt nach 5 277 des Lastenausgleichsgesetzes (LAG) ge—
zahlte Sterbegeld von 300 DM an, so daß eine Auszahlung un—

terblieb° Der Widerspruch blieb erfolgloso Das Sozialgericht

(SG) verurteilte den Beklagten mit Urteil vom 300 Mai 1963

unter Aufhebung des angefochtenen Bescheides und des Wider—

spruchbescheides zur Gewährung des Bestattungsgeldes nach

“dem BVG in Höhe von 250 DM ohne Anrechnung des Sterbegeldes

nach 5 277 LAG; es ließ die Berufung wegen grundsätzlicher

Bedeutung der Rechtssache zu° % 36 Abs" 4 BVG wolle nur Dop—
pelzahlungenyaää

allgemeinen Steuermitteln oder anderen öf-

fentlichen Einnahmen allgemeiner Art stammen, verhindern,

nicht aber Mittel in Anrechnung bringen, die auf Grund eige—

ner Vorsorge vom Verstorbenen zur Deckung seiner künftigen

Bestattungskosten bereitgestellt wurdeno Auf eigener Vorsorge

beruhe auch das Sterbegeld nach @ 277 IAG° Daß es auf Grund

einer gesetzlichen Vorschrift gezahlt werde, sei für 5 36

Abs° 4 BVG nicht ausschlaggebend; denn es handle sich um frei—

Y willige Teilnahme an einer Sterbevorsorge, die zu ähnlichen

Bedingungen auch in privaten Versicherungen geboten werdeo

Abgesehen davon werde bei Anrechnung des Sterbegeldes nach

5 277 LAG auf das Bestattungsgeld nach dem BVG die Eigentums—
ersatzfunktion der Leistungen nach dem LAG vérkannt und ge—

gen den Gleichheitsgrundsatz sowie gegen den Grundsatz von

Treu und Glauben verstoßeno Die VerwaltungsvorSchrift (VV)

Nr„ 6 zu 5 36 BVG, auf die der Beklagte die angefochtenen
Bescheide stütze, sei mit diesen Grundsätzen sowie mit dem

Sinn des © 36 Abs° 4 BVG unvereinbar und deshalb für den Be—

klagten nicht verbindlich;
‚
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Die Sprungrevision des Beklagten, der die schriftliche Ein—

willigung der Klägerin nach @ 161 Abs° 1 des Sozialgerichts-
gesetzes (SGG) beigefügt ist, rügt Verletzung des 5 36

Abs„ 4 BVG° Beim-Sterbegeld nach 5 277 LAG sei der Beitrag

des Berechtigten nicht risik0gerecht, wie Düsseldorf (BVB1
1963, 48) nachgewiesen'habe° Deshalb stehe bei dieser

Leistung die "Zugabe“ des Lastenausgleichsfonds, also eine

gesetzliche Subvention, im Vordergrund° Daß priVate Ver—

sicherungsunternehmen ähnlich günstige Bedingungen böten,

habe das SG nicht ausreichend substantiiert festgestellt°

Die Eigentumsersatzfunktion der Leistung nach 5 277 LAG

spreche für ihre Anrechnung nach @ 56 Abs„ 4 BVG; denn ein

Sterbegeld als "Entschädigung" sei nur sinnvoll, wenn ein

den gleichen Zweck verfolgendés Bestattungsgeld daneben

nicht zur Auszahlung komme und der Schaden deshalb unkom—

pensiert bleibeß Zu einem Verstoß gegen Treu und Glauben

‘köhne man mit dem SG nur gelangen, wenn man davon ausgehe,

der Lastenausgleichsberéchtigte werde bei dem Hinweis auf
‚@ 277 LAG nicht über die Anrechnung des Sterbegeldes nach

dieser Vorschrift auf das Bestattungsgeld nach dem BVG auf—

geklärt° Diese Aufklärung sei aber eine Selbstverständlich—

keit° Der Beklagte beantragt, die Klage unter Aufhebung des

Urteils der Vorinstanz abzuweisen° ' 7

Die Klägerin beantragt, die Sbrungrevision des Beklagten

mit der Maßgabe als unbegründet zurückzuweisen, daß das

Bestattungsgeld nach dem BVG ohne Anrechnung des Sterbegel—

des nach 5 277 LAG an den Ehemann der Klägerin,Wérner bE;T«

'éffx in Kellinghusen[Krs„ Steinburg, zu zahlen ist° Wie in
der gesetzlichen Krankenversicherung bei freiwilliger Mit—

gliedschaft müsse auch hier die in dem Entschluß des Be—

rechtigten liegende Initiative in Verbindung mit der Bei—

tragsleistung als der wesentliche Grund angesehen werden,

auf dem der Anspruch auf das Sterbegeld beruheo Deshalb sei

eine Anrechnung ausgeschlossen°

Mit Einverständnis der Beteiligten ergeht das Urteil gemäß
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_4-..

_@ 124 Abs° 2_SGG ohne mündliche Verhandlung°

Die durch Zulassung der Berufung und schriftliche Einwilli—

gung des Rechtsmittelgcgners‚ statthafte Sprungrevision
(@ 161 Abs° 1 SGG) ist form— und fristgerecht eingelegt und

begründet worden (@@164, 166 SGG) und daher zulässig,

sachlich ist sie nicht begründet,

.Streitig ist, ob d33'Sterbegeld nach 5 277 LAG vom 14° August

1952 (BGBl I 446) auf das Bestattungsgeld anzurechnen ist,
das als Versorgungsleistung nach 5 36 BVG beim Tode eines Be—

schädigten und nach @ 53 BVG beim Tode von Versorgungsberecn—

tigten Hinterbliebenen gewährt wird, Nach @36 Abs° 4 BVG in
der seit dem Inkrafttreten des Ersten Neuordnun sgesetzes

'vom 27„ Juni 1960 (BGBl I 453) geltenden Fassung, die der
Vorschrift des 5 36 Abs° 3 BVG aF entspricht, ist eine auf

Grund anderer gesetzlicher Vorschriften für den gleichen
Zweck zu gewährende Leistung auf das Bestattungsgeld anzu—

'rechnenc Diese Vorschrift ist auslegungsbedürftig° Eindeutig

ergibt sich zunächst aus dem Wortlaut, daß das auf Grund ei—

nes Versicherungsxgrjggggg zu zahlende Sterbegeld nach @ 36
'Abs„ 4 BVG nicht angerechnet werden kann, weil das Gebot der

'geben sich, ob die Unterscheidung zwischen vertraglicher und

“gesetzlicher Leistung bereits eine auch dem Zweck des Gesetzer

entsprechende erschöpfende Abgrenzung zwischen anrcchnungs—

pflichtigen und anrechnungsfreien Leistungen ermöglicht, Ob

mit der BeZeichnung "auf Grund anderer gesetzlicher Vor-

schriften" der Gedanke des Gesetzes einen hinreichend bestimg

ten zutreffenden Ausdruck gefunden hat, hängt von den Wert—

vorstellungen ab, die erkennbar dem Gesetz zugrunde liegen°

‘Aus ihnen müssen die rechtlichen Wirkungen abgeleitet werden,

die das Gesetz erzielen will° Die Formulierung kann unvoll—

kommen, zu eng oder zu weit geraten sein, Das Gesetz will in

einem näher bestimmten Umfang jedenfalls Doppelleistungen

ausschließen° Geht man den Gründen nach, die zu der Unter—

scheidung von gesetzlichen undf&hdercn Leistun—

gen geführt haben, so ergibt sich zunächst, daß keineswegs
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alle gesetzlichen Leistungen von der Anrechnung auf das

Bestattungsgeld nach dem BVG erfaßt werden, Nicht darunter.

fallen zoBo gesetzliche Verpflichtungen aus dem Privat—
recht, wie die Verpflichtung des Erben nach @ 1968 des

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), die Kosten der standesge—

mäßen Beerdigung des Erblassers zu tragen oder die entspre—

chende subsidiäre Belastung des zum Unterhalt Verpflichte—

ten nach 5 1615 Abs, 2 BGB° Insoweit wird das öffentliche

interesse, das das Gesetz mit dem Ausschluß von Doppelei—

stungen verfolgt, nicht berührt, Schon die Begründung zum

'heichsversorgungsgesetz (RVG) vom 12, Mai 1920 (BGBl I
989), das in @ 54 Abs. 4 bereits die Anrechnung eines auf

Grund anderer gesetzlicher Vorschriften zu zahlenden Ster—

begeldes bestimmte„läßt erkennen, daß nur Leistungen aus

öffentlichen Mitteln — allerdings im weitesten Sinne —
anzurechnen waren ( Drucksachen°der Deutschen National—

versanmlung 1920, Bd° 10 Nr, 2665 3° 42 zu 5 34 und RVG
10, 55, 57)° Daß nach 5 36 Abs° 4 BVG eine Anrechnung der

sich aus den 5@ 1968, 1615 Abs° 2 BGB ergebenden Leistungen

nicht gewollt sein kann, ergibt sich auch daraus, daß nach

5 56 Abs° 2 BVG vom Bestattungsgeld zunächst die Kosten der

Bestattung bestritten und an den gezahlt werden, der die

Bestattung besorgt hat, Wäre nach 5 56 Abs° 4 BVG auch die
gesetzliche Leistungspflicht des Erben oder Unterhaltspflich—

tigen zu berücksichtigen, so würde in der Mehrzahl der
Fälle ein Anspruch auf das Bestattungsgeld nach dieser

Vorschrift gar nicht erst entstehen können; dem Gesetzge—

ber hat es somit fern gelegen, die Anrechnungspflicht auf

Ansprüche dieser Art auszudehnen° Der in 5 36 Abs° 4 BVG

verwendete ausdruck "auf Grund anderer gesetzlicher Vor—
schriften" bedarf daher einer einschränkenden und grundsätz—

lich auf öffentlich—rechtliche Leistungspflichten begrenzten

Auslegung° Eine weitere Einscnrankung für die Abgrenzung'

anrechenbarer und anreohnungsfreier Leistungen ergibt sich

aus einem im Gesetz vorausgesetzten Merkmal, das allen an—
rechnungsfreien Leistungen gemeinsam ist, Es ist dies die

Eigenvorsorge, die der Versorgungsberechtigte für den Todes—
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fall getroffen hat, im Gegensatz zur staatlichen Vorsorge

-oder Fürsorge, die die Eigenvorsorge entbehrlich m cht° Weil

die staatliche Hilfe kraft Gesetzes eingreift und an die Stel—

le der dem schutzbedürftigen Berechtigten nicht zugetrauten

{oder nicht zugemuteten Vorsorge tritt, erscheint es billig,

diese Hilfe, aber nur sie, anzurechnen° So sind Sterbegeld—
leistungen auf Grund eines Versicherun svertrages weder we—

gen ihrer privatrechtlichen Grundlage noch weil sie aus—

schließlich aus Mitteln der Versicherungs— und Beitragsgemeig

schaft herrühren, von der Anrechnung ausgeSchlosseno Wäre es

‘ dem Gesetzgeber entscheidend auf den letztgenannten Gesichts—

' punkt angekommen, hätte er das Sterbegeld, das an die in der

gesetzlichen Sozialversicherung zu einer Zwangsgsmeinschaft

zusammengeschlossenen Berechtigten gezahlt wird, jedenfalls

in den Fällen anrechnungsfrei laSsen müssen, in denen diese.

Leistung ebenso wie bei der privatrechtlichen Versicherung

—
jedenfalls im wesentlichen — auf den Beiträgen der Gemein—

'schaft beruht, wie zoBc in der gesetzlichen Krankenversiche—

rung (@ 385 Abs° 1 der Reichsversicherungsordnung —RVO—);

denn das Finanzierungssystem der gesetzlichen Krankenversi—

cherung ist grundsätzlich auf Beiträge abgestellt (vgl°

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Bd„ II S, 360g,

378a)° Die in 5 36 Abs° 4 BVG bestimmte Unterscheidung zwi—

schen gesetzlichen und anderen Leistungen muß somit darauf

zurückgeführt werden, daß der Abschluß eines Versicherungs—

vertrages vornehmlich (aber nicht ausschließlich) als Aus—

druck der ohne gesetzlichen Zwang getroffenen Vorsorge des

* Berechtigten gelten kann, die deshalb auch zu Gunsten des

Berechtigten Berücksichtigung finden soll° Nach diesem Merk—

mal ist daher abzugrenzen, in welchen Fällen eine Leistung,

die zwar auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften geWährt

wird, dennoch anrechnungsfrei bleibt, Dies trifft nach dem

Leitgedanken des Gesetzes(■ääüfoweit Leistungen überwiegend

oder doch wesentlich_auf/Eigenvorsorge zurückgeführt werden

können und hiervon ihr besonderes Gepräge erhaltene Das gilt

grundsätzlich für Leistungen, die zwar auf Grund gesetzlicher

Vorschrift erfolgen, aber eine das Rechtsverhältnis erst be—

._ 7 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gründende Entschließung des Berechtigten voraussetzen, mit

der aus freien Stücken die Verpflichtung zu einem Opfer, be—

sonders zur Aufbringung von Beiträgen, übernommen wird° Eine

solche einschränkende Auslegung nach dem Sinn und Zweck

des Gesetzes entspricht auch den An‚cheuungen, auf die im

sozialen Rechtsstaat das Verhältnis des Staates zu seinen

Bürgern gegründet ist Soweit der Wille zur Verwirklichung

dieser Grundsätze in den Gesetzen vorausgesetzt werden muß,

ist er auch bei ihrer Auslegung zu beachten, selbst dann,

wenn der Jortlaut diesen Willen nicht oder nur unvollkommeh

zum Ausdruck bringt (Ennecerus—Nipperdey, Allg, Teil des

Bürgerlichen Rechts, 15, Aufl„ 1„ Halbbdo, @56 1, 4 und
III nebst weiteren Angaben)c Je mehr der Staat gezwungen

ist, dem gestiegenen Sicherungsbedürfnis der Bevölkerung

nachzugeben, der durch Krieg und Inflation entstandenen

Not und Existenzbedrohung der Bürger durch unmittelbare
gesetzliche Maßnahmen zu steuern und dem Einzelnen die Sor—

ge für bestimmte Lebenslagen abzunenmen, um so weniger

kann er darauf verzichten, das Bewußtsein für die Unentbehr—

lichkeit selbstverantwcrtlicher Daseinsgestaltung und

Selbstbehauptung zu erhalten und zu ermutigen, Darum ist

eine Hilfe, die der Staat nur solchen Personen gewähren

will, die bereit sind, auch selbst ein Opfer zu bringen,

im Zweifel nur als eine die Initiative des Einzelnen un-

terstützende Maßnahme anzusehen; die nach gesetzlicher Vor—

schrift zu gewährende Leistung ist dann in diesem Sinne

überwiegend der Vorsorge des Berechtigten zuzuschreiben°

Einer Auslegung, die diesen sozialpolitischen Erfordernis—

sen gerecht wird, entspricht bereits Nr, 5 der VV zu € 36

BVG in der Fassung vom 1 März 1951 (BAnz Nr 61

vom 30 März 1951); denn dort ist bestimmt, daß das von
einer Krankenkasse der Reichsversicherung aus einer

Pflichtvers10herung zu zahlende Sterbegeld, ferner das
Sterbegeld der gesetz lichen Unfallversicherung anzurechnen

ist° Daß das auf Grund eines freiwilligen Beitritts ge—
währte Sterbegeld von der Anrechnung ausgeschlossen sein

soll, folgt aus der ergänzenden Bestimmung der VV zu © 36

BVG vom 50 September 1958 (BVBl 1958, 102), wonach ein

_ 8 _
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auf Grund freiw■liger Mitgliedschaft von dem Träger der ge—
setzlichen Krankenversicherung gewährtes Sterbegeld(nur)an—
zurechneh ist, wenn ein Zuschuß zum Krankenversicherungsbei—

trag nach 5 381 Abs° 4 RVO gezahlt worden ist° Die VV gehen

also davon aus, daß in den übrigen Fällen freiwilliger Mit—

‘gliedschaft das Sterbegeld anrechnungsfrei bleibtc Insoweit

ergeben auch die VV vom 14, August 1961 (BAnz„ Nr, 161 vom
.23„ August 1961) keine Abweichung° Damit wird in zutreffender
Auslegung des Gesetzes eine Leistung, die sich zwar

aus dem

Gesetz ergibt, die aber der Eigenvorsorge des Berechtigten

_entspringt, als anrechnungsfrei behandelt°

Einer solchen einschränkenden Auslegung des 5 36 Abs° 4 BVG

Vsteht auch nicht entgegen, daß die entsprechende Vorschrift

Idee 5 34 RVG in der Praxis der Verwaltung und in der Recht-
sprechung des früheren Reichsversorgungsgerichts eine an—

dere Auslegung gefunden hat° So ist in den Ausführungsbe—
.stimmungen (AB) zu 5 34 RVG ausgeführt, "ob der Verstorbene

einer reichsgesetzlichen Krankenkasse als Pflichtmitglicd

oder freiwillig angehört hat, ist für die Anrechnung des von

dieser Kasse gezahlten Sterbegeldes ohne Bedeutung„" (Hand—

buch der Reichsversorgung Bd° I 128 Nr° 7'zu @ 34 RVG„) Die—

ser Auslegung hat sich das Reichsversorgungsgericht in der

Entscheidung vom 180 März 1931 (RVG 10, 35, 37f) unter Hin—

weis auf die amtliche Begründung zum RVG angeschlossen,}

weil das Gesetz eine Doppelversorgung der unter besonderen

gesetzlichen Schutz gestellten Personen habe vermeiden wol—

len° Dazu gehörten auch die freiwilligen Mitglieder der Kran—

kenkasse„denn ohne den besonderen Schutz des Gesetzes wä—

ren diese Personen auf den Abschluß eines VersicherungSVerträ_

ges mit einem privaten Versicherungsträger angewieseno Zu

demselben Ergebnis gelange man auch, wenn man den anderen

in der Begründung zu 5 34 RVG ausgesprochenen Gedanken, das

Sterbegeld solle nicht zweimal aus öffentlichen Mitteln ge—

zahlt Werden, verfolgen Auch die Mittel der Krankenkassen
,

seien öffentliche Mittel im Sinne des Gesetzes ° * Abgesehen

davon, daß nach der Auffassung des Senats schon die Fassung

des © 34 RVG nicht zwingend zu dieser Auslegung nötigt, läßt
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diese Entscheidung die Bewertung eigenverantwortlicher Vor—

sorge des Berechtigten noch ganz hinter einer auf den Wort—

laut abgestellten Interpretation zurücktreten; Ihr kann schon

deshalb für das BVG nicht gefolgt werden,

Allerdings ließe sich gegen die hier grundsätzlich vertrete—

ne einschränkende Auslegung des @ 36Abs° 4 BVG noch einwen—

den, wenn das Gesetz von der durch die Verwaltungspräxi3

der Versorgungsbehörden und die Rechtsprechung des Reichs—

versorgungsgerichts gefestigten Auslegung des % 34 RVG abwei—

chen wollte, hätte dies deutlich zum Ausdruck kommen müssen;

der Gesetzgeber hätte nicht den Wortlaut des 5 34 RVG im we—
sentlichen übernehmen dürfen, wenn er etwas anderes gemeint

habe als nach der Rechtstradition aus der Vorschrift zu ‘

folgern sei„ 5 34 Abs° 4 RVG ist jedoch bereits auf Grund

eines Erlasses des 0bérkommandos der Wehrmacht vom 16° Ja—

nuar 1941 für alle nach dem 31° Dezember 1940 eingetretenen

Todesfälle nicht mehr angewendet worden (RVB1 1941 Nr, 2

S° 21)° In dem Erlaß, der diese Anordnung enthält, heißt es:

"Es ist beabsichtigt, WFVG@102 Abs° 4 und RVG€ 34 Abs„ 4,
betr° Anrechnung der nach.anderen Gesetzen für Zwecke der

Beerdigung gewährten Bezüge auf das Bestattungs—(Sterbee)geld

Zu streicheno" Daraus muß entnommen werden, daß die Vor—

schrift, jedenfalls mit der Auslegung, die sie in der Praxis

der Verwaltung gefunden hatte, bereits 1941 als unbillig

oder unzeitgemäß empfunden wurde° Auch hatte das Reichsver—

sicherungsamt der ähnlich gefaßten Vorschrift des 5 205b RVG
bereits die Auslegung gegeben, daß das auf Grund einer

freiwilligen Mitgliedschaft bei der gesetzlichen Kranken—

versicherung gezahlte Sterbegeld nicht auf das Familien—

sterbegeld anzurechnen sei (EuM 21, 461)° Wenn auch regel—
mäßig die unveränderte Übernahme einer Vorschrift in ein Ge—

setz als eine Erneuerung des vorangegangenen Rechtszustan—
des und als eine Bestätigung der früheren Auslegungser—

_gebnisse gelten kann (vgl° z„Bc BFH, Urteil vom 1° August

1958 —BSt Big 111 390‚ 391; RGZBd, 42, 233, 237), so
würden hier durch eine solche Unterstellung wesentliche

Auslegungsgrundsätze verletzt werden, denn bereits 1941 hat—
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ten sich die Bedenken gegen die 1920 erlassene Vorschrift
durchgesetzt° Für den Gesetzgeber des BVG konnte es sich,

wenn er von einer Anrechnung anderer gesetzlicher Leistungen

nicht absehen wollte,
nur darum handeln, den Gedanken der An_

rechnung mit neuem Geist zu erfüllen, nicht aber darum, mit

der Vorschrift eine schon lange als zu weitgehend erkannte

Auslegung zu erneuern, Es konnte nur maßgebend sein, daß das

Grundgesetz aus der Erfahrung der jüngsten Vergangenheit

auch zu einer Neubesinnung über das Verhältnis zwischen In—

‘dividium und Gemeinschaft, zwischen den sozialen Pflichten

des Staates, ihren Grenzen und Beweggründen sowie der sozi—

alen, persönlichen und sittlichen Verantwortung des Einzel—

nen geführt hatte, Nur auf dem Boden dieser Anschauungen, die

der Persönlichkeit wieder zu voller Entfaltung verhelfen und

sie in diesem Bemühen .« unterstützen wollen, — Vglo Art, 2

Abs, 1, 20 Abs° 1, 28 Abs° 1 des Grundgesetzes (GG) — kann

eine Vorschrift wie die des 5 56 Abs, 4 BVG trotz der aus

einem früheren Gesetz übernommenen Fassung sachgerecht aus—

gelegt werden° Mit Rücksicht hierauf ist es auch unerheb—

lich, daß die Verhandlungen des Ausschusses für Kriegsopfer—

und Kriegsgefangenenfragen des Deutschen Bundestages oder die

amtliche Begründung zum BVG (DtcBundestag‚ 1, Wahlperiode

1949, Drucks, Nr° 1333 s, 58 zu 9 35 —Bestattungsgcld - )

nähere Ausführungen darüber vermiSSen lassen, ob 5 36 BVG in
einem engeren oder weiteren Sinn zu verstehen ist, Im übri—

gen ergibt sich aus dem Erlaß des Bundesminister für Arbeit

vom 51, Januar 1957 (BVBl 1957, 34), daß die Behandlung des

Sterbegeldes bei freiwilliger Mitgliedschaft in der gesetz—

lichen Krankenversicherung immerhin Gegenstand der Erörte—

rungen bei den Beratungen zum BVG war, und zwar in dem Sinn,

"nur das aus einer Pflichtversicherung zu gewährende Ster—

begeld auf das Bestattungsgeld anzurechnen (Nr, 5 zu 5 36
BVG), weil die Auffassung vertreten wurde, daß das auf einer

freiwilligen Leistung beruhende Sterbegeld nicht berücksich—

tigt werden dürfe"° Diese Auffassung ist dann auch der Aus—

legung des Gesetzes in den VV zugrunde gelegt wordenc wenn

der wirkliche Wille des Gesetzgebers dennoch im Wortlaut
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der Gesetzesbestimmung selbst nicht deutlicher zum Ausdruck

gekommen ist, so bleibt zu berücksichtigen, daß die Gesetz—

gebung des mit Arbeit überhäuften Bundestags auch sonst '

vielfach zu einer unausgereiften Fassung geführt hat° Es_

ist in diesen Fällen Aufgabe der Rechtsprechung, auch dem

nur undeutlich zum Ausdruck gekommenen Gesetzeswillen Gel—

tung zu verschaffen°

Ist hiernach die auf Grundanderer gesetzlicher Vorschriften

zu gewährende Leistung überwiegend der privaten Vorsorge

des Berechtigten zuzuschreiben, d„h° seiner freiwilligen,

mit der Zahlung von Beiträgen verbundenen Entscheidung, so

kann sie hinsichtlich der Anrechnung auf das Bestattungsgeld

nach @ 36 Abs, 4 BVG nicht einer Leistung gleiehgestellt
werden, die allein und unmittelbar auf Grund des Gesetzes,

insbesondere des in ihm angeordneten Beitritts im Rahmen

eines Versicherungszwangs erfolgt° Mit diesem Ergebnis

stimmt die im Urteil des 8„ Senats vom 270 Februar 1963'

(BSG SozR BVG % 36 Ca } Nr° 5) vertretene Auffassung überein,

wonach das auf Grund freiwilliger Versicherung in der Rent—

ner—Krankenversicherung von einer Ortskrankenkasse gewährte

satzungsmäßig erhöhte Sterbegeld (@ 204 EVO) dann auf das
Bestattungsgeld nach dem BVG anzurechnen ist, wenn der

Träger der Rentenversicherung einen Ausgleichsbetrag gemäß

@ 381 Abs° 4 RVO geleistet hat° Denn dieser Ausgleichsbetrag
hat im wesentlichen die Funktion der Übernahme einer Bei—

tragslast für die Krankenversicherung, so daß die Beiträge

des Berechtigten infolge—dessen nicht mehr ins Gewicht fal—

len, Hier hat somit die freiwillige Versicherung nicht die

Bedeutung, daß die Leistung wesentlich auf der mit Opfern

verbundenen eigenen Vorsorge des Berechtigten beruht°

Nach 5 277 LAG können die Empfänger von Unterhaltshilfe be—
antragen, daß im Falle ihres Todes oder des Todes ihres

Ehegatten ein Sterbegeld von 300 DM gezahlt wird° Sie tra—

gen zu den entstehenden Kosten monatlich 1‚—— DM, für den

Ehegatten 0,50 DM beio Nach 9 277 Abs, 3 LAG kann der An—
trag nur bis zum Ablauf eines Jahres nach Rechtskraft
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_
des Bescheides über die Gewährung von Unterhaltshilfe ge—
stellt werden° Das Sterbegeld wird an diejenige Person aus—

‚
gezahlt, die der Unterhaltshilfeempfänger als empfangsbe—

rechtigt erklärt hat9 im Zweifel an diejenige Person, die

nachweislich die Bestattungskosten getragen hat (@ 277 Abs°

4 LAG)° Die Zahlung des Sterbegeldes nach 5 277 LAG beruht
‚somit auf dem Gesetz° Es verlangt aber als Voraussetzung der

Leistung einen fristgerecht gestellten und auf die freiwil—

lige Entschließung des Unterhaltsnilfeempfängers gegründeten

Antrag, der mit der Verpflichtung zur Zahlung des Kostenbei—

trages verbunden isto Die Regelung enthält somit zwar ein

Element der Fürsorge für einen durch die Folgen des Krieges

besonders betroffenen Kreis von Dersonen° Der Staat gewährt

die Hilfe aber nur, wenn der Berechtigte bereit ist, ein sei—

nen wirtschaftlichen Verhältnissen angepaßtes Opfer
zu

bringeno Der Antrag des Berechtigten hat mit dem privatrecht

lichen Vertrag die Freiheit der Entschließung und die Über—

nahme der Sich daraus ergebenden Verpflichtung gemeinsame

Da der Gesetzgeber die Gewährung des Sterbegeldes nicht

schon an den Bezug von Unterhaltshilfe geknüpft hat, sondern

einen Antrag verlangt, kann die Fürsorge des Staates nur

den Zweck haben, dem Berechtigten} der sich aus eigener Ver—

antwortung zur Vorsorge für den Todesfall entschließt9 un—
terstützend zur Seite zu treteno Das Rechtsverhältnis

er-
langt den ihm eigentümlichen Charakter somit durch die mit
Opfern verbundene Vorsorge des Berechtigten, zu der erst er—

gänzend die staatliche Förderung hinzutritt° Damit sind die
‘Merkmale erfüllt, die bei einer einschränkenden Auslegung

des @ 36 Abs° 4 BVG zur Anrechnungsfreiheit des Sterbegeldes

nach @ 277 LAG auf das Bestattungsgeld nach dem BVG führen°
Wenn die Auffassung vertreten worden ist (Düsseldorf in BVBl

1963 S„ 48), das.Sterbegeld nach 5 277 LAG könne nicht nach

@36 Abs„ 4 BVG anrechnungsfrei bleiben, weil hier —anders
als bei der freiwilligen Mitgliedschaft in der gesetzlichen

Krankenversicherung — der Beitrag nicht "risikogerecht?
sei, so kommt es nach der Meinung des Senats nicht auf die—

sen Gesichtspunkt
, sondern darauf an, daß das Gesetz in
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@ 36 Abs° 4 BVG die eigenverantwortliche Vorsorge des Berech—

tigten auch dann schützen will, wenn sich wegen der Schutz—

bedürftigkeit des Berechtigten eine Unterstützung dieser*

Vorsorge als notwendig erweist° Im übrigen entspricht auch

der Beitrag, den in der gesetzlichen Krankenversicherung

der freiwillig Versicherte zahlt, keineswegs dem
von dem

Träger der Versicherung übernommenen individuellen Risiko°

Zum Wesen der Sozielversicherung gehört das Prinzip des

sozialen Ausgleichs; es knüpft nicht, wie die privatrecht—

lichen Versicherungsbedingungen, an die individuellen Ver—

hältnisse an, sondern bemißt in der Krankenversicherung den

Beitrag nach dem Grundlohn (@ 385 Abs° 1 RVO)‚-also unab—

hängig von dem Gesundheitszustand, dem Lebensalter,dem Be—

ginn der Versicherung oder dem Familienstand; eine solche

typische Regelung ist darum auch nicht in der Lage, den

Beitrags$atz an den Wert der im Versicherungsfall zu gewäh—

renden Leistungen anzupassen (Brackmann, Handbuch der Sozial—

versicherung, Bd° 1, 80, 803)°

Da sonech das Sterbegeld nach 5 277 LAG nicht auf das Be—
stettungsgeld nach dem BVG anzurechnen ist, kann der in

Nr° 6 der VV zu 5 56 BVG in der Fassung vom 14° August 1961

(BAnz° Nr„ 161) zum.Ausdruck gebrachten gegenteiligen Ausle—

gung des Gesetzes nicht zugestimmt werden° Hier handelt es

sich um die freiwillige Übernahme eines bestimmten Opfers

für eine einzelne gezielte Leistung, nicht, wie etwa bei

der freiwilligen Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kranken—

versicherung um die Übernahme der Beitragspflicht für eine

Vielzahl von Leistungen,-von denen das Sterbegeld nur eine

Nebenleistung ist° Darum erscheint die Herausnahme des Ster—

begeldes nach 5 277 LAG aus den anrechnungspflichtigen Lei—

'stungen noch eher gerechtfertigt als in den Fällen der

_freiWilligen Mitgliedschaft
zur gesetzliehen Krankenversiché-

‘rungo Es ist ferner zu bedenkeng_Wenn der Gesetzgeber in

Kenntnis der Anrechnungsbestimmung des 5 36 Abs° 4 BVGauch
den Beschädigten nach dem BVG und den versorgungsberechtig—

ten Hinterbliebenen den Bezug des Sterbegeldes nach 5 277

LAGermöglicht hat‚ so wollte er ihnen damit nicht eine für
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f sie wertlose Rechtswohltat erweisen° @ 277 LAG würde aber

die Berechtigten nur zu sinnlosen Kosten verleiten, wenn

das nach dieser Vorschrift zu gewährende Sterbegeld anzurech—

nen wäre, so daß die Wohltat sich in Plage verwandeln wurde;

@ 277 LAG ist daher als eine Bestätigung für die Richtigkeit

der einschränkenden Auslegung des @ 36 Abs° 4 BVG anzusehen°

Ein Vergleich mit 5 276 LAG, der die Ärankenversorgung der

Empfänger von Unterhaltshilfe regelt, läßt den Zweck des Ge—

setzes noch deutlicher hervortreten; denn in 5 276 Abs. 1

Satz 3 LAG ist bestimmt, daß die Krankenversorgung entfällt,

- wenn nach dem BVG ein Anspruch auf entsprechende Leistungen
_

besteht; sie wird nur subsidiär gewährto Ein entsprechender

Hinweis in 5 277 LAG fehlt, woraus
zu_entnehmeh ist, daß

das Sterbegeld als eine eigenständige, von anderen Bezügen

unabhängige Leistung gewährt werden sollten Das entspricht

auch dem in 5 2 Buchst° d der Verordnung zu @33 BVG vom 2°
August 1958 (BGBL I 567) und in 5 2 Abs° 1 Nr° 4 der Ver—

ordnung vom 11. Januar 1961 (BGBl I 19) aufgestellten allge—

meinen Grundsatz, wonach — allerdings mit Beschränkung auf
V

die Feststellung der Ausgleichsrente — Leistungen nach dem

LAG schlechthin unberücksichtigt bleiben° ‘

Nach alledem ist die Anrechnung des Sterbegeldés nach

5 277 LAG auf das Bestattungsgeld nach 5 36 Abs° 4 BVG nicht

gerechtfertigt°

- Da das SG somit dem Begehren der Klägerin zu Recht stattge—

geben hat, mußte die Sprungrevision des Beklagten als un-

"begründet zurückgeWiesen werden (5 170 Abs° 1 Satz 1 SGG),

jedoch entsprechend dem Antrag der Klägerin mit der Maßgabe,

daß das Bestattungsgeld nach dem BVG nicht an die Klägerin
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zu zahlen ist, sonde?n an ihren Ehemann, da er die Be—

stattung besorgt hat (5 36 Abs\ 2 Satz 1 BVG).

Die'Kostenentschegdung beruht auf @ 193 SGG.
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